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1. Steuerliche Anerkennung von Umzugs-
kosten

Das BMF teilt mit Schreiben vom 28.12.2023 (Az.
IV C 5 – S 2353/20/10004 :003) die Änderung der
maßgebenden Beträge für umzugsbedingte Unter-
richtskosten und sonstige Umzugsauslagen für Um-
züge ab 1.3.2024 mit. Insoweit gelten folgende Be-
träge – maßgeblich für die Ermittlung der Pauschalen
ist der Tag vor dem Einladen des Umzugsguts:

Ab
1.3.2024

Ab
1.4.2022

Höchstbetrag, der für die
Anerkennung von Auslagen für
den durch den Umzug beding-
ten zusätzlichen Unterricht für
ein Kind des Berechtigten
maßgebend ist

1286 € 1181 €

Pauschbetrag für sonstige
Umzugsauslagen
– für den Berechtigten
– zusätzlich für jede andere
Person (Ehegatte, der
Lebenspartner sowie die
ledigen Kinder, Stief- und
Pflegekinder, die auch nach
dem Umzug mit dem
Berechtigten in häuslicher
Gemeinschaft leben)

964 €
643 €

886 €
590 €

Für Berechtigte, die am Tage
vor dem Einladen des Um-
zugsguts keine Wohnung
hatten oder nach dem Umzug
keine eigene Wohnung einge-
richtet haben

193 € 177 €

Hinweis:
An Stelle der genannten Pauschalbeträge nach dem
Bundesumzugskostengesetz (BUKG) können auch die im
Einzelfall nachgewiesenen höheren Umzugskosten als
Werbungskosten abgezogen werden. Ein Werbungskos-
tenabzug entfällt, soweit die Umzugskosten vom Arbeitge-
ber steuerfrei erstattet worden sind.

2. Grundsteuererlass wegen wesentlicher
Ertragsminderung: Wahrung der Antrags-
frist bis zum 31.3.2024

Ist der Ertrag eines bebauten Grundstücks um
mindestens 50 % gemindert und hat der Grund-
stückseigentümer diese Minderung nicht zu vertre-
ten, so kann bei der jeweiligen Gemeinde ein Antrag
auf teilweisen Erlass der Grundsteuer gestellt wer-
den. Der Erlassantrag für das Kalenderjahr 2023 ist
bis zum 31.3.2024 (Ausschlussfrist) zu stellen. In-
soweit sieht das Gesetz zwei Erlassstufen vor:

Ist der Ertrag um mehr als 50 % gemindert, so
wird die Grundsteuer i.H.v. 25 % erlassen und
ist der Ertrag um 100 % gemindert, so wird die
Grundsteuer i.H.v. 50 % erlassen.

Entscheidend ist, dass der Vermieter die Ertragsmin-
derung nicht zu vertreten hat. Beispiele sind:

trotz nachweislicher Vermietungsbemühungen
steht das Objekt leer (i.d.R. müssen Vermietungs-
bemühungen über einschlägige Internetportale
nachgewiesen werden);
die Miete fällt (teilweise) wegen Zahlungsschwie-
rigkeiten des Mieters aus.

Handlungsempfehlung:
Für den Einzelfall ist zu prüfen, ob der Vermieter die Min-
derung des Mietertrags zu vertreten hat und falls dies ver-
neint werden kann, sollte ein Erlassantrag gestellt werden.
Bei Leerstand eines Objektes muss der Vermieter regelmä-
ßig die Vermietungsbemühungen nachweisen, so z.B.
durch Dokumentation in Suchportalen geschalteter Immo-
bilienanzeigen.

3. Pauschbeträge für unentgeltliche Wert-
abgaben (Sachentnahmen) 2024

Entnimmt der Stpfl. aus dem Unternehmen Waren
für seinen privaten Verbrauch, so ist diese Entnah-
me bei der Gewinnermittlung gewinnerhöhend zu be-
rücksichtigen, um den vorherigen Betriebsausgaben-
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abzug beim Warenbezug zu kompensieren. Ebenfalls
sind die Entnahmen der Umsatzsteuer zu unterwer-
fen, da beim zuvor erfolgten Warenbezug auch Vor-
steuern geltend gemacht wurden. Für bestimmte
Einzelhandelsgeschäfte und Gaststätten hat die
FinVerw Pauschalbeträge festgesetzt, welche vom
Stpfl. angesetzt werden können, so dass Einzelauf-
zeichnungen entbehrlich werden. Diese Pauschal-
sätze beruhen auf Erfahrungswerten und bieten
dem Stpfl. die Möglichkeit, die Warenentnahmen
monatlich pauschal zu verbuchen. Bei den nun für
2024 festgesetzten Werten wurde insbesondere be-
rücksichtigt, dass auf Restaurant- und Verpflegungs-
leistungen ab dem 1.1.2024 wieder der Regelsteuer-
satz Anwendung findet.

Im Einzelnen sind folgende Besonderheiten zu be-
achten:

Der Ansatz von Pauschalwerten dient der Verein-
fachung und lässt keine Zu- und Abschläge we-
gen individueller persönlicher Ess- oder Trinkge-
wohnheiten zu. Auch Krankheit oder Urlaub
rechtfertigen keine Änderungen der Pauschbeträ-
ge.
Die Pauschbeträge sind Jahreswerte für eine
Person. Für Kinder bis zum vollendeten zweiten
Lebensjahr entfällt der Ansatz eines Pauschbe-
trags. Bis zum vollendeten 12. Lebensjahr ist
die Hälfte des jeweiligen Wertes anzusetzen. Ta-
bakwaren sind in den Pauschbeträgen nicht ent-
halten. Soweit diese entnommen werden, sind
die Pauschbeträge entsprechend zu erhöhen
(Schätzung).
Bei gemischten Betrieben (Fleischerei/Metzgerei
oder Bäckerei mit Lebensmittelangebot oder
Gastwirtschaft) ist nur der jeweils höhere Pausch-
betrag der entsprechenden Gewerbeklasse anzu-
setzen.

Das BMF hat mit Schreiben v. 12.2.2024 (Az. IV D 3 –
S 1547/19/10001 :005) die für das Jahr 2024 gelten-
den Pauschbeträge für unentgeltliche Wertabgaben
(Sachentnahmen) bekannt gegeben. Danach sind
die Werte, wie in der Übersicht dargestellt, für er-
tragsteuerliche sowie umsatzsteuerliche Zwecke
anzusetzen.

Gewerbezweig Jahreswert für eine Per-
son ohne Umsatzsteuer

7 % USt 19 %
USt

insge-
samt

Bäckerei 1 605 € 206 € 1 811 €

Fleischerei/Metzgerei 1 429 € 545 € 1 974 €

Gaststätten aller Art

a) mit Abgabe von kalten
Speisen

1 399 € 1 016 € 2 415 €

b) mit Abgabe von kalten
und warmen Speisen

2 253 € 1 723 € 3 976 €

Getränkeeinzelhandel 118 € 266 € 384 €

Café und Konditorei 1 547 € 575 € 2 122 €

Gewerbezweig Jahreswert für eine Per-
son ohne Umsatzsteuer

7 % USt 19 %
USt

insge-
samt

Milch, Milcherzeugnisse,
Fettwaren und Eier (Einzel-
handel)

693 € 0 € 693 €

Nahrungs- und Genussmittel
(Einzelhandel)

1 340 € 354 € 1 694 €

Obst, Gemüse, Südfrüchte
und Kartoffeln (Einzelhandel)

369 € 162 € 531 €

Handlungsempfehlung:
Die Werte sind gegenüber dem bisherigen Stand teilweise
merklich erhöht worden. Oftmals werden die Pauschalbe-
träge für Sachentnahmen monatlich durch automatisch
hinterlegte Buchungen angesetzt. Ab Januar 2024 sind
diese wiederkehrenden Buchungen zu überprüfen und
der Buchungsbetrag anzupassen.

4. Inflationsausgleich für rechtliche Betreuer

Gesetzlich ist nun geregelt worden, dass rechtliche
Betreuer einen Anspruch auf eine Sonderzahlung er-
halten, um ihre inflationsbedingte finanzielle Mehrbe-
lastung abzufedern. Von der Sonderzahlung können
Betreuungsvereine, selbständige berufliche Betreuer
und auch ehrenamtliche Betreuer profitieren.

Folgende Ausgleichszahlungen werden gewährt:

Inflationsausgleich für berufliche Betreuer und
Betreuungsvereine: Die Inflationsausgleichsson-
derzahlung für berufliche Betreuer beträgt 7,50 €
pro Monat und pro geführter Betreuung. Der
Anspruch ist auf den Zeitraum Anfang 2024 bis
Ende 2025 begrenzt. Um keinen zusätzlichen Ver-
waltungsaufwand entstehen zu lassen, soll er zu-
sammen mit der quartalsweisen Vergütungsfest-
setzung beim zuständigen Betreuungsgericht
geltend gemacht werden. Hiervon losgelöst ist
nach wie vor vorgesehen, dass bis 2024 das be-
stehende Vergütungssystem überprüft und ggf.
angepasst wird.
Inflationsausgleich für ehrenamtliche Betreu-
er: Ehrenamtliche Betreuer können eine Inflations-
ausgleichssonderzahlung i.H.v. 24 € pro Jahr und
pro geführter Betreuung verlangen.

Handlungsempfehlung:
Die Inflationsausgleichssonderzahlung ist entsprechend zu
beantragen. Berufliche Betreuer und Betreuungsvereine
müssen die Sonderzahlung gemeinsam mit einem Ver-
gütungsantrag nach dem Vormünder- und Betreuervergü-
tungsgesetz geltend machen.

5. Überprüfung der Einkünfteerzielungsab-
sicht bei Objekten mit mehr als 250 qm
Wohnfläche

Nach der ständigen Rechtsprechung, der auch die
FinVerw folgt, kann bei einer auf Dauer angelegten

SteuerBlick März 2024

2

©
S
to
llf
uß

V
er
la
g,

Le
fe
b
vr
e
S
ar
ru
t
G
m
b
H



Wohnungsvermietung grundsätzlich von einer Ein-
künfteerzielungsabsicht ausgegangen werden. Von
Bedeutung ist dies dann, wenn z.B. wegen Instand-
haltungs- oder Finanzierungskosten oder auch auf
Grund der Abschreibung zeitweise bzw. gerade in
den ersten Jahren nach Erwerb der Immobilie die
Werbungskosten die Einnahmen übersteigen, also
Verluste entstehen, die dann steuerlich geltend ge-
macht werden. Besteht eine Einkünfteerzielungsab-
sicht (bzw. wird diese grundsätzlich angenommen),
so können diese temporären Verluste bei der Ein-
kommensteuer geltend gemacht und mit positiven
Einkünften aus anderen Quellen verrechnet werden.

Für bestimmte Fallgruppen macht die Rechtspre-
chung jedoch Ausnahmen von der grundsätzlichen
Annahme einer Einkünfteerzielungsabsicht bei auf
Dauer angelegter Wohnungsvermietung, die es erfor-
dern, für den Einzelfall die Einkünfteerzielungsabsicht
durch eine Totaleinkünfteprognose glaubhaft zu ma-
chen. Dazu gehören besonders aufwendig gestaltete
Wohnungen. Der BFH hat dies nun mit Entscheidung
vom 20.6.2023 (Az. IX R 17/21) dahingehend konkre-
tisiert, dass zu diesen Wohnungen stets solche mit
einer Grundfläche von mehr 250 qm gehören. In
einem solchen Fall ist also – wenn Verluste erzielt
werden – eine Totaleinkünfteprognose aufzustellen.
In dieser muss der Stpfl. für den Zeitraum von
30 Jahren die voraussichtlichen Einnahmen den
voraussichtlichen Ausgaben gegenüberstellen und
darlegen, dass über diesen Gesamtzeitraum die Ge-
samteinnahmen die Gesamtausgaben übersteigen.

Im Streitfall vermieteten die Eltern (Stpfl.) drei Einfa-
milienhäuser mit Wohnflächen zwischen 290,50 qm
und 331 qm jeweils an ihre drei Kinder und deren
Ehegatten. Infolge der Fremdfinanzierung der An-
schaffungskosten für die Objekte entstand ein Wer-
bungskostenüberschuss, um dessen Anerkennung
gestritten wurde.

Handlungsempfehlung:
In solchen Fällen ist also eine Totaleinkünfteprognose für
einen Zeitraum von 30 Jahren aufzustellen. Dabei sind
dann auch Mietsteigerungen, ggf. absehbar sinkende
Finanzierungsaufwendungen auf Grund auslaufender
Fremdfinanzierung und regelmäßig anfallende Instandhal-
tungen zu berücksichtigen. Einschränkend hat der BFH
aber darauf hingewiesen, dass Mietsteigerungen nur be-
rücksichtigt werden können, wenn sie im Streitjahr objektiv
vorhersehbar sind oder (z.B. bei Staffelmietverträgen) be-
reits feststehen.

6. Zuwendungsempfängerregister beim
Bundeszentralamt für Steuern freige-
schaltet

Das Zuwendungsempfängerregister ist ein bundes-
weites, zentrales Register, das alle Organisationen
umfasst, die gemeinnützig und dadurch berechtigt
sind, Zuwendungsbestätigungen (Spendenquittun-
gen) auszustellen. Über dieses öffentlich zugängliche
Register können sich Interessierte über den Gemein-
nützigkeitsstatus von Organisationen informieren. Im

Zuwendungsempfängerregister werden der Name
der Organisation, die Anschrift, die steuerbegünstig-
ten Zwecke nach der Abgabenordnung und das
Datum zum letzten Freistellungs- oder Feststellungs-
bescheid angezeigt. Das Register ist nun online ver-
fügbar.

Zuständig für die Führung des Zuwendungsempfän-
gerregisters ist das Bundeszentralamt für Steuern.
Die Eintragung erfolgt aktuell automatisch aus den
Datenbeständen bei den Finanzämtern. Ausländi-
sche Organisationen können sich per elektronischem
Antrag beim Bundeszentralamt für Steuern eintragen
lassen. Die Daten zu den inländischen Zuwendungs-
empfängern werden von den Finanzämtern dem
Bundeszentralamt für Steuern sukzessive automa-
tisiert übermittelt. Daher werden zum Start des
Registers nicht sofort alle für das Zuwendungsemp-
fängerregister berechtigten Organisationen ange-
zeigt werden können.

Das Zuwendungsempfängerregister ist abrufbar auf
https://www.bzst.de/DE/Unternehmen/Gemeinnuet
zigkeit/Zuwendungsempfaengerregister/Zuwendun
gsempfaengerregister_node.html

Handlungsempfehlung:
Gemeinnützige Körperschaften sollten den automatisch
generierten Eintrag auf Richtigkeit prüfen. Es kann vorkom-
men, dass der Datenbestand des Finanzamtes eine falsche
Schreibweise des Namens der Körperschaft oder eine ver-
altete Adresse enthält. Dies würde dann auch Eingang in
das öffentlich zugängliche Zuwendungsempfängerregister
nehmen. Nach den verfügbaren FAQ müssen Datenände-
rungen beim zuständigen Finanzamt beantragt werden.

7. Interner Versorgungsausgleich: Keine
Besteuerung bei wirtschaftlicher Rück-
übertragung einer übertragenen Ver-
sorgungsanwartschaft

Vereinbaren geschiedene Eheleute in einer notariel-
len Scheidungsfolgenvereinbarung, dass der in Be-
zug auf eine Versorgungszusage des Ehemanns zu
Gunsten der Ehefrau durchgeführte interne Versor-
gungsausgleich in der Weise rückgängig gemacht
werden soll, dass die Versorgungszusage wieder in
voller Höhe gegenüber dem Ehemann zu erfüllen ist
und erhält die Ehefrau im Gegenzug dafür eine wert-
haltige Gegenleistung, erzielt sie keine steuerbaren
Einkünfte, wenn ihr aus dem übertragenen Anrecht
noch kein fälliger Anspruch zustand. Das hat der
BFH mit Urteil vom 10.10.2023 (Az. IX R 15/22) ent-
schieden. Mithin lösen diese Vorgänge noch keine
steuerlichen Folgen aus.

Im Urteilsfall bestand zu Gunsten des Ehemanns
eine Versorgungszusage einer GmbH. Im internen
Versorgungsausgleich als unmittelbare Folge der
Ehescheidung wurde dieser Anspruch zur Hälfte
der Ehefrau zugesprochen. In der sodann zwischen
den Eheleuten abgeschlossenen Ehefolgevereinba-
rung erfolgte insoweit wieder eine vollständige Zu-
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ordnung zum Ehemann und im Gegenzug erhielt die
Ehefrau entsprechende werthaltige Gegenstände
(so das Miteigentum an zwei Grundstücken).

Der BFH bestätigte, dass die Ehefrau aus der notari-
ellen Scheidungsfolgenvereinbarung keine steuerba-
ren Einkünfte erzielt hat. Es liegen weder Einkünfte
aus nichtselbständiger Arbeit noch aus einem priva-
ten Veräußerungsgeschäft vor. Ebenso wenig wurde
die Ehefrau für entgangene Einnahmen entschädigt.

Arbeitslohn floss schon deshalb nicht zu, weil der
Versorgungsanspruch gegenüber der GmbH unver-
ändert blieb. Mithin konnte auch kein Zufluss des
Versorgungsanspruchs gegeben sein. Die Stpfl.
hat auch nicht über einen fälligen Anspruch verfügt
und dadurch den Lohnzufluss bewirkt. Es bestand
kein fälliger Anspruch gegen die GmbH. Darüber hi-
naus erfolgte zwar im Rahmen der Scheidungsfol-
genvereinbarung zumindest wirtschaftlich eine Zu-
rückübertragung der Versorgungsanwartschaft auf
den Ehemann, für ein steuerpflichtiges privates Ver-
äußerungsgeschäft in Bezug auf die auf die Ehefrau
übertragenen Miteigentumsanteile an den Grund-
stücken fehlte es jedoch an einer Anschaffung der
Anwartschaft, da die Stpfl. diese unentgeltlich er-
worben hatte.

Handlungsempfehlung:
In der Praxis können solche Scheidungsfolgevereinbarun-
gen also ohne Steuerbelastung vereinbart werden. Im kon-
kreten Fall sollte aber stets rechtlicher und steuerlicher Rat
eingeholt werden.

8. Unterliegt Kuchenverkauf o.Ä. an Schulen
und Kitas der Umsatzsteuer?

An Schulen oder Kitas verkaufen oftmals Schüler-
gruppen, Elterninitiativen, Fördervereine o.Ä. auf
Schulfesten oder anderen Veranstaltungen Kuchen,
Pizza, Getränke o.Ä., um Einnahmen für Schul-/Klas-
senaktivitäten einzunehmen. Insoweit stellt sich ak-
tuell vermehrt die Frage, ob solche Aktivitäten der
Umsatzsteuer zu unterwerfen sind, was zur Folge
hätte, dass aus dem erzielten Erlös Umsatzsteuer he-
rauszurechnen und an das Finanzamt abzuführen
wäre. Insofern wären dann auch steuerliche Erklä-
rungspflichten u.Ä. zu beachten.

Diese Fragen kommen aktuell insbesondere vor dem
Hintergrund auf, da die Umsatzbesteuerung der öf-
fentlichen Hand – und damit eben auch Schulen
und Kitas in öffentlicher Trägerschaft – einemWandel
unterworfen ist:

Nach früherem Recht war die öffentliche Hand im
Grundsatz nicht als umsatzsteuerlicher Unterneh-
mer anzusehen und es galt nur unter bestimmten
Bedingungen bei wirtschaftlichen Aktivitäten eine
Umsatzsteuerpflicht – so z.B. beim Betrieb eines
öffentlichen Schwimmbades.

Nach nunmehrigem Recht ist es genau umgekehrt:
Die öffentliche Hand unterliegt, wie jeder andere
Unternehmer, im Grundsatz der Umsatzsteuer und
nur ausnahmsweise wird in bestimmten Fällen kei-
ne Umsatzsteuer erhoben. Insbesondere unterlie-
gen hoheitliche Tätigkeiten, wie z.B. das Ausstellen
eines Personalausweises, nicht der Umsatzsteuer.

Hinweis:
Dieses neue Recht gilt nach aktuellem Gesetzesstand für
die Kommunen verpflichtend ab dem 1.1.2025. Bis dahin
kann wahlweise auch noch das bisherige Recht angewandt
werden. Ob eine einzelne Kommune oder andere Organi-
sation bereits auf das neue Recht umgestellt hat, hängt
vom Einzelfall ab.

Nach neuem Recht unterliegt nun der Verkauf von
Kuchen oder Ähnlichem zum Anlass eines Schulfes-
tes der Umsatzsteuer, wenn diese Aktivität der
Schule als solche zuzurechnen ist. Insoweit istmaß-
gebend, wer nach außen hin auftritt. Die Aktivi-
täten können auch dann der Schule – bzw. dem
Schulträger – zuzurechnen sein, wenn z.B. die Eltern-
vertretung als Organ der Schule auftritt.

Organisiert aber eine einzelne Klasse auf dem
Schulfest einen Kuchenstand und tritt diese dann
z.B. auf als „Kuchenstand der 6c“ oder macht dies
z.B. die Elternvertretung, so ist zu prüfen, ob insoweit
ein umsatzsteuerlicher Unternehmer vorliegt. Hierbei
gelten dann nicht die umsatzsteuerlichen Regeln für
die öffentliche Hand, sondern die allgemeinen um-
satzsteuerlichen Regeln für Unternehmer. Im Einzel-
nen sind diese Regeln komplex, jedoch können für
den an dieser Stelle angesprochenen Fall vereinfa-
chend folgende Grundregeln dargestellt werden:

Ein umsatzsteuerlicher Unternehmer wird nur
dann angenommen, wenn eine nachhaltige Tä-
tigkeit zur Erzielung von Einnahmen vorliegt.
Wenn also eine Schulklasse oder eine Elterngrup-
pe nur einmalig oder nur gelegentlich eine solche
Verkaufsaktion durchführt, ist kein Unternehmer
im umsatzsteuerlichen Sinne gegeben, so dass
diese Tätigkeit nicht der Umsatzsteuer unterliegt.
Dies kann anders sein, wenn z.B. der Förderverein
regelmäßig solche Aktionen durchführt oder z.B.
die Schülervertretung auf Dauer ein Schulbistro
organisiert. Dann ist insoweit grds. ein umsatz-
steuerlicher Unternehmer gegeben.
In diesen Fällen ist aber zu prüfen, ob die Klein-
unternehmerregelung angewandt werden kann.
Die Umsatzsteuer wird grds. nicht erhoben, wenn
der Umsatz im vorangegangenen Kalenderjahr
22 000 € nicht überstiegen hat und im laufenden
Kalenderjahr 50 000 € voraussichtlich nicht über-
steigen wird.

Handlungsempfehlung:
Im letztgenannten Fall ist anzuraten, dass eine steuerliche
Beratung in Anspruch genommen wird, um zu klären, ob
umsatzsteuerliche Pflichten bestehen.
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